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Schweickert: „Demos werden der Bedeutung von CETA und TTIP nicht
gerecht“

Zur Großdemonstration gegen CETA und TTIP am Samstag in Stuttgart sagte der mittelstandspolitische
Sprecher der FDP-Fraktion, Prof. Dr. Erik Schweickert:

„Ich habe großes Verständnis und teile die Forderung vieler Menschen, die die hohen Standards in der
EU in Deutschland durchgesetzt wissen wollen. Denn das muss das Ziel deutscher und europäischer
Politik bei diesen Verhandlungen sein.

Deshalb muss auch jeweils im Detail betrachtet werden, was in diesen Abkommen tatsächlich steht. Und
dabei zeigt sich: Wer CETA und TTIP in einen Topf wirft, vergleicht Äpfel mit Birnen. Deshalb zeigt eine
generelle Demonstration gegen die Handelsabkommen TTIP und CETA, dass es hier nicht um eine
ernsthafte inhaltliche Auseinandersetzung geht. CETA ist fertig verhandelt und wird nun beraten; die
Verhandlungen zu TTIP sind noch nicht einmal abgeschlossen.

Beide Abkommen verdienen in der Tat eine genaue Betrachtung. Ich bezweifle aber, dass
Großkundgebungen der richtige Ort dafür sind.

Die Anführer der Demos zeigen heute keine Alternative für die wichtige Setzung vieler Standards auf. Sie
verschweigen, was morgen für uns in Baden-Württemberg als exportorientiertem Standort auf dem Spiel
steht.

Keinerlei Verständnis hingegen habe ich aber für Kampagnen, die Ängste schüren, um gegen den
Freihandel im Grundsatz oder gar populistisch zu Felde zu ziehen. Diese Mischung aus
Globalisierungskritik und Renationalisierung ist gefährlich und zeigt, dass auch Antiamerikanismus und
generelle Feindseligkeit gegenüber der sozialen Marktwirtschaft und die Ablehnung des
Parlamentarischen Systems eine Rolle spielen. Es hat Gründe, weshalb diese Veranstaltung auch für
rechte Gruppen attraktiv ist.

Besonders die Landespartei der Grünen muss hier einiges erklären. Ministerpräsident Kretschmann wird
sich von seiner eigenen Partei distanzieren müssen, wenn er der Wirtschaft bei dieser Frage
gegenübertritt. Der nächste Streit innerhalb der Koalition ist dadurch schon vorprogrammiert.“


